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KURZE BEGRÜNDUNG

Während der Richtlinienvorschlag sich auf eine Reihe von Aspekten im Zusammenhang  mit 
den Verpflichtungen von Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten 
Markt zugelassen sind, bezieht, stehen die vorgeschlagenen Anforderungen an börsennotierte 
Unternehmen in der EU, ihre Zahlungen an Regierungen offenzulegen, in der vorliegenden 
Stellungnahme im  Vordergrund. 

Die Kommission schlägt vor, Emittenten, die in der mineralgewinnenden Industrie oder der 
Industrie des Holzeinschlags in Primärwäldern tätig sind, zu verpflichten, für die einzelnen 
Länder und Projekte einen Bericht über die Zahlungen, die sie weltweit an lokale, regionale 
und nationale Regierungen geleistet haben, zu erstellen. Diese Initiative ist ausdrücklich zu 
begrüßen. Solche Offenlegungsvorschriften werden dazu beitragen, dass Investoren ihr Urteil 
auf bessere Informationen stützen und Vertreter der lokalen Zivilgesellschaft ihre 
Regierungen besser zur Verantwortung ziehen können, wenn es um die Verwendung der 
Erträge aus den natürlichen Ressourcen ihres jeweiligen Landes geht.

Eine Verbesserung der Transparenz wird zu einer besseren Governance beitragen und das 
Risiko der Korruption verringern, wodurch sich die Entwicklungsperspektiven der 
betreffenden Länder verbessern. Die Offenlegungsvorschriften werden auch die bereits 
bestehende, auf Freiwilligkeit beruhende Initiative für Transparenz in der Rohstoffwirtschaft 
stärken. Während die Verfasserin den Vorschlag der Kommission grundsätzlich ausdrücklich 
begrüßt, schlägt sie dennoch einige Änderungen zu gewissen Bestimmungen vor, 
insbesondere zur Projektdefinition, zur Wesentlichkeitsschwelle und zu den Ausnahmen.

Zusätzlich zu diesen Änderungen zu einzelnen Bestimmungen des Kommissionsvorschlags 
schlägt die Verfasserin vor, den Text in Bezug auf die abgedeckten Sektoren und 
offenzulegenden Angaben zu erweitern. Mit der neuen Richtlinie soll nämlich nicht nur die 
staatliche Regierungsführung in Drittländern, sondern auch die Unternehmensführung von 
börsennotierten Unternehmen in der EU, die in diesen Ländern tätig sind, verbessert werden. 
Die Berichterstatterin schlägt daher vor, bestimmte kontextbezogene Daten nach Ländern 
(anstatt nach Projekten) in die Offenlegungsvorschriften aufzunehmen, zum Beispiel 
Produktionsvolumen, Umsatz und Zahl der Beschäftigten.

Diese Informationen sind notwendig, um die Steuerzahlungen der Emittenten mit ihrer 
wirtschaftlichen Tätigkeit vergleichen zu können, damit die Öffentlichkeit und die 
Steuerbehörden die Steuerzahlungen der Emittenten in den verschiedenen 
Rechtsprechungsbereichen besser bewerten können. Infolgedessen wird die 
Rechenschaftspflicht von Unternehmen gestärkt und das Risiko unkorrekter 
Verrechnungspreise sowie von Steuerhinterziehung und -umgehung verringert. Durch eine 
Verringerung des Umfangs der umgangenen Steuern würde die Besteuerungsgrundlage der 
Entwicklungsländer gestärkt, was zu ihrer wirtschaftlichen Entwicklung und zur Verringerung 
ihrer Abhängigkeit von ausländischer Entwicklungshilfe beitragen würde. Gleichzeitig trügen 
solche Maßnahmen dazu bei, Steuerhinterziehung und Steuerumgehung in der Europäischen 
Union zu verringern und könnten die Investoren ihr Urteil auf bessere Informationen stützen, 
wenn sie die Risiken der Unternehmen in den einzelnen Ländern bewerten müssen.

Solche Erwägungen in Bezug auf Unternehmensführung und Steuerhinterziehung und -
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umgehung sind nicht auf einen spezifischen Sektor begrenzt. Die Verfasserin schlägt deshalb 
vor, die Offenlegungsvorschriften (nach Ländern) auszuweiten.

Die von der Verfasserin vorgeschlagenen Offenlegungsvorschriften würden keinen 
unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand für die Emittenten darstellen, da diese keine neuen 
Daten erheben müssten, die sie zu Zwecken der internen Verwaltung oder zu anderen 
Zwecken nicht bereits  besäßen. Darüber hinaus würden Konkurrenten keine Einsicht in 
sensible Geschäftsdaten erhalten, da die betreffenden Daten, oder ziemlich genaue 
Schätzungen, den Konkurrenten bereits zur Verfügung stehen. Die Rechtsvorschriften würden 
sich somit in erster Linie dahingehend auswirken, dass diese Informationen auch den 
Investoren und der Öffentlichkeit zur Verfügung stünden.

Die meisten der detaillierten Änderungen, die die Verfasserin vorschlägt, sind in dem Entwurf 
einer Stellungnahme zu der Rechnungslegungsrichtlinie1, enthalten, auf die die 
Transparenzrichtlinie, die Gegenstand der vorliegenden Stellungnahme ist, verweist.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Rechtsausschuss, 
folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Im Interesse größerer Transparenz in 
Bezug auf Zahlungen an staatliche Stellen 
sollten Emittenten, deren Wertpapiere zum 
Handel an einem geregelten Markt 
zugelassen sind und die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder der 
Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern tätig sind, in einem 
gesonderten Bericht jährlich die in den 
Ländern ihrer Geschäftstätigkeit an 
staatliche Stellen geleisteten Zahlungen 
offenlegen. In diesem Bericht sollten 
Arten von Zahlungen aufgeführt werden, 
die denjenigen vergleichbar sind, die im 
Rahmen der Initiative für Transparenz in 
der Rohstoffwirtschaft (EITI) offengelegt 

(7) Im Interesse größerer Transparenz in 
Bezug auf Zahlungen an staatliche Stellen 
sollten Emittenten, deren Wertpapiere zum 
Handel an einem geregelten Markt 
zugelassen sind, in einem Bericht jährlich 
die in den Ländern ihrer Geschäftstätigkeit 
an staatliche Stellen geleisteten Zahlungen 
und bestimmte kontextbezogene 
Informationen offenlegen. Durch die 
Offenlegung dieser Daten sollen die 
Investoren ihr Urteil auf bessere 
Informationen stützen können; außerdem 
sollen auf diese Weise die Corporate  
Governance und die Rechenschaftspflicht 
verbessert werden und soll ein Beitrag zur 
Eindämmung der Steuerhinterziehung 

                                               
1 Stellungnahme zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den 
Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter 
Rechtsformen 2011/0308(COD)
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werden, und der Zivilgesellschaft 
Informationen verfügbar gemacht 
werden, anhand deren die Regierungen 
ressourcenreicher Länder für ihre
Einnahmen aus der Ausbeutung von 
Naturressourcen zur Rechenschaft 
gezogen werden könnten. Diese Initiative 
ergänzt den EU-Aktionsplan 
„Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung 
und Handel im Forstsektor“ („Forest Law 
Enforcement, Governance and Trade“, 
FLEGT) und die Holzverordnung, die von 
Holzhändlern verlangt, alle gebotene 
Sorgfalt walten zu lassen, um zu 
verhindern, dass Holz aus illegalem 
Einschlag auf den EU-Markt gelangt. Die 
Anforderungen im Einzelnen sind in 
Abschnitt 9 der Richtlinie 2011/../EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
festgelegt.

geleistet werden. Die Anforderungen im 
Einzelnen sind in Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates festgelegt.

Or. en

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Für Emittenten, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder der 
Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern  tätig sind, sollte der 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
Stellen geleistet wurden, ausführlichere 
Informationen enthalten, vorausgesetzt, 
Zahlungen sind für die 
Empfängerregierung wesentlich im Sinne 
von Abschnitt 9 der Richtlinie 2011/../EU 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates(1).  In diesen Berichten sollten 
Angaben über die Arten von Zahlungen 
aufgeführt werden, die denjenigen 
vergleichbar sind, die im Rahmen der 
Initiative für Transparenz in der 
Rohstoffwirtschaft (EITI) offengelegt 
werden, und der Zivilgesellschaft 
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Informationen verfügbar gemacht 
werden, anhand deren die Regierungen 
ressourcenreicher Länder für ihre 
Einnahmen aus der Ausbeutung von 
Naturressourcen zur Rechenschaft 
gezogen werden könnten. Diese Initiative 
ergänzt den EU-Aktionsplan 
„Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung 
und Handel im Forstsektor“ („Forest Law 
Enforcement, Governance and Trade“, 
FLEGT) und die Holzverordnung, die von 
Holzhändlern verlangt, alle gebotene 
Sorgfalt walten zu lassen, um zu 
verhindern, dass Holz aus illegalem 
Einschlag auf den Markt der Union 
gelangt.
______________
¹ ABl. L,   , S..
2Siehe Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 
des Rates vom 20. Dezember 2005 zur 
Einrichtung eines FLEGT-
Genehmigungssystems für Holzeinfuhren 
in die Europäische Gemeinschaft (ABl. L 
347/1 vom 30.12.2005, S. 1).
3Verordnung (EU) Nr. 995/2010 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Oktober 2010 über die 
Verpflichtungen von Marktteilnehmern, 
die Holz und Holzerzeugnisse in Verkehr 
bringen (Abl. L 295 vom 12.11.2010, S. 
23.) Unternehmen, die Holzerzeugnisse 
nach den Bedingungen freiwilliger 
Vereinbarungen der EU einführen, sind 
von dieser Verpflichtung befreit.

Or. en
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Die Mitgliedstaaten verpflichten 
Emittenten, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder der 
Industrie des Holzeinschlags in 
Primärwäldern gemäß der Definition in 
[…] tätig sind, gemäß Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates(*) jährlich einen 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
Stellen geleistet wurden, zu erstellen. Der 
Bericht ist spätestens sechs Monate nach 
Ablauf jedes Geschäftsjahres zu 
veröffentlichen und muss mindestens fünf 
Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben. 
Zahlungen an staatliche Stellen sind auf 
konsolidierter Ebene zu melden.

(5) Die Mitgliedstaaten verpflichten 
Emittenten gemäß Abschnitt 9 der 
Richtlinie 2011/../EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates jährlich einen 
Bericht über Zahlungen, die an staatliche 
Stellen geleistet wurden, zu erstellen. Der 
Bericht ist spätestens sechs Monate nach 
Ablauf jedes Geschäftsjahres zu 
veröffentlichen und muss mindestens fünf 
Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben. 
Zahlungen an staatliche Stellen sind auf 
konsolidierter Ebene zu melden.

Or. en

Begründung

Die Veröffentlichung von Zahlungen, die an Regierungen geleistet wurden, und von 
bestimmten kontextbezogenen Informationen sollten nicht auf die mineralgewinnende 
Industrie oder die Industrie des Holzeinschlags begrenzt sein, da die Auswirkungen einer 
erhöhten Transparenz in jedem Sektor von Vorteil wären. 


